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Der Aufstieg des Populismus ist ein globales Phänomen, das sich auch in 

Asien zeigt. Beispiele für Populisten an der Macht sind der ehemalige thai-

ländische Premierminister Thaksin Shinawatra (2001-2006), der im Jahr 

2016 gewählte philippinische Präsident Rodrigo Duterte sowie der seit 2014 

amtierende indische Premierminister Narendra Modi. 

•• Populisten sprechen im Namen eines einzig „wahren“ Volkes, stellen sich gegen 

eine vermeintlich korrupte, verkommene Elite und tendieren dazu, vermitteln-

de Instanzen wie Gerichte, Parlamente und Medien gering zu schätzen. 

•• In Südostasien sind bisher zwei prototypische Populisten in höchste Ämter ge-

wählt worden: Thaksin, der noch heute aus dem Exil enormen Einfluss auf die 

thailändische Politik nimmt, und Duterte. In beiden Ländern sind die Grund-

festen der Demokratie erschüttert worden. 

•• In Indien unter Modi haben die gesellschaftlichen Spannungen zugenommen. 

Hindu-nationalistische Stimmen gewinnen an Bedeutung. Der Regierungspar-

tei nahestehende Gruppen betreiben immer offener und teils gewaltsam Kam-

pagnen gegen Muslime und als „antinational“ gebrandmarkte Kritiker. 

•• Thailands „populistische Diplomatie“ stand im Zeichen der Geschäftsinteres-

sen des Milliardärs Thaksin. Duterte hat mit der Annäherung an China und 

der aggressiven Rhetorik gegenüber den USA außenpolitisch einen Kurswech-

sel eingeleitet. Demgegenüber verfolgt die Modi-Regierung eine pragmatische 

Außenpolitik, sieht sich aber stärker noch als ihre Vorgänger in einem latenten 

Konflikt mit China. 

Fazit
Trotz deutlicher Unterschiede in der außenpolitischen Ausrichtung der drei Staa-

ten bestehen auch hier einige Gemeinsamkeiten in den Entscheidungs- und Kom-

munikationsstrukturen. Angemessene außenpolitische Strategien gegenüber Po-

pulisten an der Macht beinhalten die Etablierung direkter Gesprächskanäle auf 

höchster politischer Ebene, die Förderung unabhängiger Medien, einen proakti-

ven Umgang mit sozialen Medien und eine erhöhte Aufmerksamkeit gegenüber 

der Politisierung der jeweiligen Diaspora.
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Was ist Populismus?

Der Begriff „Populismus“ wird häufig vage verwendet, etwa mit Bezug auf Politi-

ker, die bewusst die Unwahrheit sagen, komplexe Probleme bis zur Unkenntlichkeit 

vereinfachen oder potenzielle Wähler mittels staatlichen Ausgabenprogrammen zu 

gewinnen versuchen. Demagogie allein macht aber noch keinen Populisten und die 

Vereinfachung von komplexen Problemen ist oft essenzieller Bestandteil demokra-

tischer Politik. Enger wird der Begriff von Jan-Werner Müller (2016) gefasst, der 

einen für Europa typischen, ethnisch definierten Volksbegriff wählt (der in Südost-

asien in dieser Art allerdings oft nicht angemessen ist). Kurt Weyland (2001) hin-

gegen sieht das Hauptmerkmal in unorganisierten Massen, die sich ausgeschlossen 

fühlen und sich von ihrem populistischen Repräsentanten Rettung erhoffen. In je-

dem Fall sind zwei Elemente wichtig: Antielitismus und Antipluralismus. 

Populisten sprechen im Namen eines „wahren Volkes“ und richten sich gegen 

das korrumpierte, manipulative Establishment, das von diesem Volk entfremdet 

sei. Der Populist ist Sprachrohr des einen Volkes und in besonderer Weise „aus-

erkoren“, es zu vertreten. Diese plebiszitäre Form der Repräsentation verzichtet 

weitgehend auf vermittelnde Instanzen wie Gerichte, Medien oder Parlamente. Sie 

tut dies zum einen, weil diese Instanzen die direkte Verbindung zwischen Volk und 

populistischem Führer beeinträchtigen, zum anderen, weil die bisherigen Reprä-

sentanten aus Staat, Medien und Kultur als korrupt dargestellt werden, die das Volk 

zu ihrem Opfer machen. Die schädigende Wirkung dieser Elite muss folglich durch 

den Populisten erst bekämpft werden. So gefährdet der Populismus in vielen Fäl-

len die Demokratie, die er braucht, um überhaupt wirksam werden zu können. Die 

Konzentration auf eine Führungsperson erhöht zudem die Unsicherheit und Un-

berechenbarkeit in der Politik – kann aber auch dazu führen, dass neue Initiativen 

durchgesetzt und Verkrustungen aufgebrochen werden. 

In jedem Fall scheint ein Erstarken antipluralistischer Strömungen ein globales 

Phänomen zu sein. Mehr noch, populistische Führer haben die Regierungsverant-

wortung in einer Reihe von Staaten inne – von den USA unter Trump zu Ungarn 

unter Orban und der Türkei unter Erdogan. Schließlich haben die eklatanten Ver-

schiebungen in der Medienlandschaft zu einem veränderten Verhältnis zwischen 

Politikern und Wählern und zu einer neuartigen Produktion und Verbreitung von 

Informationen geführt. Populisten wenden sich immer mehr direkt, unter Umge-

hung der Filter durch Partei- und Medienapparate, an ihre Unterstützer. Diese wie-

derum emanzipieren sich von den klassischen Massenmedien und dem Deutungs-

monopol von Experten und bestimmen über Facebook, Twitter etc. den politischen 

Diskurs selbst mit.  

Während die innenpolitischen Herrschaftsstrategien und Kommunikations-

muster des Populismus mittlerweile breit erforscht sind, steht eine Untersuchung 

außenpolitischer Implikationen noch aus. Dieser Beitrag zeigt anhand dreier Spiel-

arten des Populismus in Thailand, den Philippinen und Indien Unterschiede und 

Gemeinsamkeiten in deren Innen- und Außenpolitik auf und leitet daraus Empfeh-

lungen für den außenpolitischen Umgang mit Populisten an der Macht ab.
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Ein thailändischer Milliardär als Populist

Thaksin Shinawatra war mit seinem ausgeprägten Antielitismus und Antipluralis-

mus der erste prototypische Populist Thailands, der für andere, etwa für den indo-

nesischen Präsidentschaftskandidaten Prabowo, zu einem Vorbild wurde. Er stieg 

in der thailändischen Polizei auf, studierte einige Jahre Kriminologie in den USA 

und begann seine Unternehmerkarriere, indem er in den frühen 1980er Jahren 

die Polizei mit neuer Computertechnologie ausstattete. Bald darauf ging er in die 

Politik und erfand sich innerhalb kurzer Zeit neu, indem er schnell die typischen 

populistischen Darstellungsformen und Argumentationsmuster übernahm (Pasuk 

und Baker 2009). Thaksin betonte fortan den Gegensatz zu den alteingesessenen, 

in Bangkok konzentrierten Eliten und trat im Namen des verarmten und politisch 

ausgegrenzten Volkes auf, was ihm besonders im Norden und Nordosten des Lan-

des eine breite Anhängerschaft bescherte. 

Als erfolgreichem Großunternehmer trauten ihm viele Thais zu, sein Land aus 

der Asienkrise zu führen, die Thailand im Jahr 1997 ergriffen hatte. Er gründete im 

Jahr 1998 eine eigene Partei, die Thai Rak Thai (Thais lieben Thais, TRT), die rasch 

expandierte. Mit Hilfe seines Vermögens gelang es Thaksin Provinzbosse auf sei-

ne Seite zu ziehen und eine umfangreiche PR-Kampagne, unterstützt durch seinen 

Medienapparat, zu starten. Schon im Januar 2001 gewann die TRT bei den Unter-

hauswahlen 248 der 500 Mandate. In der Folge schaltete Thaksin seine Konkurren-

ten nach und nach aus und äußerte sich zunehmend antipluralistisch. 

Thaksins Wirtschaftspolitik („Thaksinomics“) war eine Mischung aus Neolibe-

ralismus und Keynesianismus. Der Keynesianismus zeigte sich etwa in der großzü-

gigen Ausgabenpolitik. Im Jahr 2001 führte er landesweit eine Behandlung in staat-

lichen Kliniken für umgerechnet nur 70 Euro-Cent ein. In einem Programm zur 

Schuldentilgung vergab der Staat Kredite an mehr als zwei Millionen Haushalte. 

Darüber hinaus legte die Regierung ausgedehnte Programme zur Förderung kleine-

rer und mittlerer Unternehmen, insbesondere in Dörfern, auf. Die Projekte waren 

so personalisiert, dass viele Hilfsempfänger glaubten, das Geld direkt vom Premi-

erminister zu bekommen. Thaksin setzte aber gleichzeitig auf die Privatisierung 

von Staatsbetrieben und eine Deregulierung in Bereichen, in denen er als Medi-

en- und Telekommunikationsunternehmer selbst erhebliche Wirtschaftsinteressen 

hatte. Der eigentliche Kern der wirtschaftspolitischen Vorstellungen des Selfmade-

Milliardärs Thaksin, der sich selbst als CEO (Chief Executive Officer) Thailands 

bezeichnete, war eine Form von Neoliberalismus, deren Logik auch in den politi-

schen Bereich übertragen wurde. Auch von Botschaftern und Gouverneuren wurde 

erwartet, eine CEO-Rolle zu übernehmen. Thaksin wollte aus der thailändischen 

Unterschicht eine Klasse von kleinen Kapitalisten machen. Seine gesamte Rhetorik 

war nicht nur von Nationalismus bestimmt, sondern auch von einer amerikanisch 

inspirierten Managementsprache und der Überzeugung, dass politische Program-

me auf einem politischen Markt bestehen müssen. 

Im Innern eröffnete er neue Fronten, besonders durch den im Jahr 2003 be-

gonnenen „Krieg gegen Drogen“, der insgesamt etwa 2.800 Tote gefordert haben 

soll, von denen viele ohne Verfahren exekutiert wurden. Laut einer im Jahr 2007 

eingesetzten Untersuchungskommission hatte die Hälfte von ihnen in keiner Weise 

mit Drogenhandel oder -konsum zu tun. Thaksin unterdrückte außerdem den seit 
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Jahrzehnten bestehenden Widerstand von Muslimen im Süden Thailands gewalt-

sam, sodass sich das Problem deutlich verschärfte. 

Populisten in Europa und Nordamerika stehen Regionalorganisationen skep-

tisch bis feindlich gegenüber. Das galt auch für Thaksin, für den die ASEAN kein 

vorrangiger Bezugspunkt war, auch wenn er die Freihandelspolitik unterstützte. 

Seine Außenpolitik war darauf ausgerichtet, seinen unternehmerischen Interessen 

zu dienen, aber auch Thailand zu einer Führungsmacht in Festlandsüdostasien, 

insbesondere der Mekong-Region, zu machen (Pavin 2010). Dazu dienten propa-

gandistisch überhöhte Projekte wie der Asia Cooperation Dialogue (ACD) und die 

Ayeyawaddy-Chao Phraya-Mekong Economic Cooperation Strategy (ACMECS). Im 

Jahr 2004 vergab die Regierung unter Thaksin an das Post- und Telekommunikati-

onsministerium Myanmars einen günstigen Kredit über 4 Mrd. THB, von dem 600 

Mio. THB für Dienstleistungen eines Thaksin-Unternehmens ausgegeben wurden. 

Die Außenpolitik war also immer auch persönliche Außenwirtschaftspolitik von 

Thaksin. Der Höhepunkt dieser Interessenverquickung wurde erreicht, als er die 

im Familienbesitz befindliche Shin Corporation nach entsprechenden Gesetzesän-

derungen an die mehrheitlich im Staatsbesitz befindliche singapurische Temasek 

Holdings verkaufte, ohne dafür Steuern zu zahlen. Das führte letztlich zu Massen-

protesten und dem Militärputsch im Jahr 2006. 

Trotz einer häufig antiwestlichen Rhetorik war eine Abkehr von der seit jeher 

sehr wichtigen Kooperation mit den USA auch unter Thaksin undenkbar. Das ver-

stärkte sich im Anschluss an den 11. September. Ende des Jahres 2003 wurde Thai-

land zu einem vorrangigen Partner außerhalb der NATO (major non-NATO ally) 

und arbeitete im „Krieg gegen den Terror“ eng mit den Amerikanern zusammen. 

Die Kritik an seiner autoritären Führung und Menschenrechtsverletzungen aus 

dem Ausland, etwa im Zuge des Anti-Drogen-Krieges, veranlassten Thaksin aber 

stets, die Eigenständigkeit Thailands zu betonen.

Thaksin wurde zwar im Jahr 2005 mit großer Mehrheit wiedergewählt, der zi-

vilgesellschaftliche Protest der „Gelbhemden“, aber auch der Widerstand militäri-

scher und royalistischer Kräfte zwangen ihn jedoch zum Rückzug. Nach dem Mili-

tärputsch im September 2006 wurde Thaksin zu einer Gefängnisstrafe verurteilt, 

hatte aber bereits vorher das Land verlassen. Die politische Instabilität dauert bis 

heute an. Thaksin und die soziale Bewegung der „Rothemden“, die nach seinem  

erzwungenen Rücktritt entstanden ist, sind immer noch einflussreich in der thai-

ländischen Politik, auch wenn die gegenwärtige Militärregierung alles daran setzt, 

eine Renaissance dieser Bewegung zu verhindern. Jüngst wurde gegen ihn Anklage 

wegen Majestätsbeleidigung erhoben. Seine jüngere Schwester Yingluck, ebenfalls 

im Exil, die in den Jahren von 2011 bis 2014 quasi stellvertretend für ihren Bruder 

Premierministerin war, wurde kürzlich in Abwesenheit zu einer fünfjährigen Ge-

fängnisstrafe verurteilt.

Die Philippinen unter dem „Punisher“ Duterte

Der im Mai 2016 gewählte Präsident Rodrigo Duterte hat mit seiner Missachtung 

und Verunglimpfung demokratischer Institutionen, seiner mit massiven Menschen-

rechtsverletzungen einhergehenden Law-and-Order-Politik und seiner hemmungs-

losen, Volksnähe suggerierenden Rhetorik, Teile des philippinischen Establish-
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ments verschreckt. Er gehört zu einer Familiendynastie in Davao, der Hauptstadt 

Mindanaos, galt aber in der Elite Manilas eher als eine Randfigur. Ihm war es wäh-

rend des Wahlkampfes gelungen, die Verbrechensbekämpfung in den Mittelpunkt 

zu rücken. Hauptfeinde Dutertes sind Drogenabhängige und Drogenhändler. Schon 

als Bürgermeister in Davao setzte er Todesschwadronen ein, was ihm Spitznamen 

wie „the Punisher“ und „Duterte Harry“ eingebracht hat. 

Ein großer Teil seiner Aufmerksamkeit richtet sich auf die Drogenabhängigen, 

die als nicht therapierbar gelten. Duterte schafft so einen moralischen Antagonis-

mus zwischen „gut“ und „böse“ (Kusaka 2017). Ein weiterer Gegensatz besteht zu 

den vermeintlich korrupten, verlogenen Eliten in der Hauptstadt. Dazu gehören 

die Drogenmafia, westliche Regierungen (insbesondere die USA) sowie Kritiker aus 

den Reihen der Vereinten Nationen und der Europäischen Union, die Liberal Party, 

die Katholische Kirche sowie liberale Intellektuelle und Nichtregierungsorganisa-

tionen. 

Mittlerweile sind in den Philippinen mehrere Tausend Menschen im „Krieg ge-

gen die Drogen“ umgebracht worden. Die Täter sind entweder Polizisten, die oft 

ohne Vorwarnung schießen, oder Personen aus dem kriminellen Milieu selbst. Du-

terte kann mit diesem Vorgehen jeden einschüchtern, etwa wenn er politische Geg-

ner als Unterstützer der Drogenkartelle bezeichnet (was er im Fall der deswegen 

jetzt inhaftierten Senatorin Leila de Lima getan hat). Es ist eine bittere Ironie, dass 

Duterte selbst aufgrund gesundheitlicher Einschränkungen auf die Einnahme einer 

medizinischen Droge angewiesen ist. Das Schmerzmittel Fentanyl ist über 100-mal 

so wirksam wie Morphin und breitet sich weltweit in den Drogenszenen aus. 

Duterte hat trotz gröbster Beleidigungen, etwa des Papstes, einen großen 

Rückhalt in der Bevölkerung. Das bezieht sich nicht in erster Linie auf die Unter-

schichten (die auch am stärksten von seinem Anti-Drogen-Krieg eingeschüchtert 

werden), sondern auf die Mittel- und Oberschichten. Aber auch die 10,5 Millionen 

Overseas Filipino Workers (OFW) gehören zu seinen vorrangigen Unterstützern. 

Der populistische Kommunikationsstil schafft eine besondere Nähe zu seinen An-

hängern und gaukelt Unmittelbarkeit und Ehrlichkeit vor. Tatsächlich beruht das 

populistische Kommunikationsmodell wie bei Thaksin auf fake news – so ist z.B. 

die Anzahl der Drogenabhängigen weit überzogen – und der Einschränkung der 

Pressefreiheit. In Verbindung mit dem Männlichkeits- und Gewaltkult und dem 

ausgeprägten Sexismus (Duterte witzelte mehrfach über Vergewaltigungen) erzeugt 

er besonders bei Männern eine starke Identifikation mit einem autoritären Führer, 

der angeblich Ordnung schafft. Dazu passt auch, dass Duterte ein Anhänger von 

Ferdinand Marcos ist, der das Land in den Jahren 1972 bis 1986 brutal regierte. 

Duterte hat Marcos gegen breiten zivilgesellschaftlichen Widerstand auf dem Hel-

denfriedhof beisetzen lassen. 

Duterte hat immer wieder seine Verachtung für die wesentlichen Institutionen 

der philippinischen Demokratie, etwa des höchsten Gerichts und des Parlamen-

tes, zum Ausdruck gebracht. Dazu gehört die Drohung, das Kriegsrecht auszurufen. 

Vor Kurzem hat er dies bereits in Mindanao getan, nachdem der Kampf gegen lo-

kale Ableger des Islamischen Staates in der Stadt Marawi eskaliert war. Dutertes 

Präsidentschaft zeigt, wie in kürzester Zeit durch Terror und systematische Ein-

schüchterung die philippinische Demokratie ausgehöhlt werden kann, auch wenn 

manche seiner Pläne, etwa die Einführung föderaler Strukturen, Reformen bei der 
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Geburtenkontrolle und die weitere Öffnung für ausländische Investoren, einige sei-

ner Kritiker beschwichtigen. 

In seiner Außenpolitik betont Duterte die Unabhängigkeit der Philippinen. Da-

bei zeichnen sich bereits einige auffällige außenpolitische Veränderungen ab (Cruz 

De Castro 2016). Der autoritäre Führungsstil von Duterte, der die direkte Bedro-

hung aller einschließt, die ihn oder seine Politik kritisieren, ermöglicht ihm eine 

Zentralisierung der Entscheidungsbefugnisse, die auch die Außenpolitik umfasst. 

Seine Berater müssen allerdings hin und wieder die von Duterte ausgesprochenen 

Ankündigungen bei Pressekonferenzen relativieren. Während das Land bisher sehr 

stark von der militärischen und sicherheitspolitischen Unterstützung durch die 

USA abhängig gewesen ist, versucht der neue Präsident, die Gewichte zugunsten 

der Volksrepublik China und Russlands zu verlagern. Das ist grundsätzlich kei-

ne irrationale Politik, zumal China zum wichtigsten Handelspartner aufgestiegen 

ist und mit der Belt and Road-Initiative den Einfluss in der gesamten Region mit 

friedlichen Mitteln ausweiten möchte. Allerdings gibt es starke Interessengegen-

sätze im Südchinesischen Meer (oder: Westphilippinischen Meer). Nach einem 

Schiedsspruch des Ständigen Schiedshofes in Den Haag vom Juli 2016 sind die phi-

lippinischen Gebietsansprüche berechtigt. Zwar erkennt China das Verfahren nicht 

an, trotzdem ist die Verhandlungsposition der Philippinen nachhaltig verbessert 

worden. Bezeichnenderweise spielt Duterte aber bisher die Bedeutung des Schieds-

spruchs herunter und findet jetzt sogar Unterstützung im Anti-Drogen-Krieg durch 

China.  

Aufgrund der Kritik an den Hinrichtungen im Zuge dieser Kampagne wandte 

sich Duterte mit den üblichen Schmähungen und Brüskierungen gegen die Verein-

ten Nationen, die Europäische Union und die USA. Im Oktober 2016 erklärte er, 

von der EU ein Hilfsdarlehen nicht mehr annehmen zu wollen. Im Mai 2017 wurde 

dieser Schritt dann offiziell vollzogen. Dabei geht es immerhin um einen Betrag von 

250 Mio. EUR. Das EU-Parlament hatte im September 2016 die Menschenrechts-

situation beklagt und warnte im März 2017 die Philippinen, dass die Menschen-

rechtsverletzungen eine Beendigung von Zollpräferenzen nach sich ziehen könnte. 

Die Inkonsistenz der Politik gegenüber den USA offenbarte sich in aller Deut-

lichkeit beim Krieg gegen die mit dem Islamischen Staat verbundenen islamisti-

schen Gruppierungen im Süden der Philippinen. Obwohl Duterte den Bruch mit 

den USA angekündigt hatte, arbeitet seine Regierung nun eng mit US-amerikani-

schen Sicherheitskräften in Marawi zusammen. Insgesamt hatten sich die Bezie-

hungen zu den USA eher in der Rhetorik, nicht aber substanziell verändert. Die 

Verstimmungen haben sich mit dem Besuch von US-Präsident Trump in Manila 

am 12. November 2017 weitgehend aufgelöst. Beide Staatschefs zeigten sich voll des 

Lobes für die bilateralen Beziehungen und die Arbeit des jeweils anderen – aller-

dings ohne dass damit die vorher vollzogene philippinische Hinwendung zu China 

infrage gestellt würde. 

Im Grunde betreibt Duterte eine klassische Hedging-Strategie, d.h. er nähert 

sich Russland und China an, um sie gegen die USA ausspielen und so seine Ver-

handlungsposition verbessern zu können. Das ist allerdings ein außenpolitischer 

Richtungswechsel, der mit einigen Risiken verbunden ist.   
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Hindu-Nationalismus und Populismus in Indien

Eine wieder andere Spielart des Populismus in Asien zeigt sich in Indien unter dem 

im Jahr 2014 gewählten Premierminister Narendra Modi. Auch hier sind Antielitis-

mus und Antipluralismus zentrale Elemente in der politischen Kommunikation und 

auch hier zeigt sich ein bemerkenswertes Ausmaß an Personalisierung der Politik. 

Im Gegensatz zu Thaksin in Thailand ist Modi aber Mitglied einer der beiden gro-

ßen, in ganz Indien vertretenen Parteien mit einem eigenen Repertoire an Denktra-

ditionen und Mitstreitern, das bis in die Zeit des Unabhängigkeitskampfes zurück-

reicht. Und im Gegensatz zu den Philippinen steht der Fortbestand der Demokratie 

in Indien bislang nicht infrage.  

Modi selbst verkörpert den populistischen Führer und seine seit dem Jahr 

2014 mit Parlamentsmehrheit ausgestattete Regierungspartei Bharatiya Janata 

Party (BJP) hat sich ganz seiner als sehr erfolgreich wahrgenommenen Führung 

verschrieben. Schon als Regierungschef im Bundesstaat Gujarat (2001-2014) war 

Modi Taktgeber in der Nutzung sozialer Medien im Wahlkampf. Heute ist Modi bei 

Twitter nach US-Präsident Trump der amtierende Staatschef mit den meisten Fol-

lowern weltweit (im Gegensatz zu Trump ist Modis Auftreten bei Twitter, YouTube 

oder Instagram jedoch hoch professionell). Wie Trump im Jahr 2016 zielte Modis 

Kampagne nicht nur darauf, die Regierungspartei als korrupt und elitär zu diskre-

ditieren, sondern er stilisierte überdies sich und seine Partei als Opfer insbesondere 

der englischsprachigen Medien (Chakravartty und Roy 2015: 315). Im Gegensatz 

zur Kongresspartei, die noch immer fest in der Hand der Nehru-Gandhi-Dynastie 

ist, präsentierte sich Modi erfolgreich als Außenseiter in Neu-Delhi. Zugute kamen 

ihm dabei die exorbitanten Korruptionsskandale unter der Vorgängerregierung. Bis 

heute betont Modi regelmäßig seine bescheidene Herkunft als Sohn eines Teever-

käufers, der sich – asketisch, kinderlos und allein lebend – ganz dem Dienste für 

das Volk verschrieben hat. 

Modis Anspruch darauf, Repräsentant des „wahren“ Volkes zu sein, zeigte sich 

besonders deutlich im Vorfeld der Wahlen im März 2017 in Uttar Pradesh, dem 

bevölkerungsreichsten Bundesstaat Indiens. Ohne einen von der BJP vorab präsen-

tierten Kandidaten für den Posten des Regierungschefs war der Wahlkampf ganz auf 

den Premierminister zugeschnitten. Überraschend für viele, entschied sich Modi 

nach dem Wahlsieg der BJP für Yogi Adityanath, einen für seine antimuslimische 

Rhetorik bekannt gewordenen hinduistischen Priester, als Regierungschef in Uttar 

Pradesh. 

Beunruhigend an der Regierung Modi ist weniger dessen Antielitismus, denn 

die wachsende Ungleichheit, grassierende Korruption und Vetternwirtschaft, nicht 

zuletzt in den politischen Parteien Indiens, sind eklatante Missstände. Problema-

tisch ist vielmehr die dem Hindu-Nationalismus innewohnende Gleichsetzung von 

Hinduismus und indischer Identität (Jaffrelot 2017: 52-53) – nicht nur Muslime 

sehen darin einen Angriff auf das unter Staatsgründer Jawaharlal Nehru und der 

Kongresspartei kultivierte indische Motto „Einheit in Vielfalt“. Modi selbst galt bis 

zu seiner Wahl zum Premierminister vielen als hindu-nationalistischer Hardliner. 

Zu Beginn seiner ersten Amtszeit als Regierungschef Gujarats im Jahr 2002 hatte er 

den Ausbruch massiver antimuslimischer Pogrome mit mehr als 1.000 Toten nicht 

verhindert – sein Beitrag zum Verlauf der Ausschreitungen ist bis heute umstritten. 
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Als Premierminister hat Modi Lippenbekenntnisse zur religiösen Vielfalt In-

diens abgegeben. Allerdings betreiben der BJP nahestehende Organisationen seit 

dem Jahr 2014 immer offener und teils gewaltsam Kampagnen gegen Muslime und 

als „antinational“ gebrandmarkte Kritiker. Immer wieder kam es zu ungeklärten 

Mordanschlägen auf liberale Journalisten. Anschuldigungen wegen des Schlach-

tens von Kühen, interreligiösen Ehen oder dem sogenannten „Love-Jihad“, bei dem 

muslimische Männer angeblich hinduistische Frauen verführen, haben zu tödli-

chen Ausschreitungen geführt. Im Jahr 2016 brachte die BJP eine Gesetzesvorlage 

ins Parlament ein, die die Vergabe der indischen Staatsbürgerschaft an religiös ver-

folgte Hindus, Sikhs, Buddhisten und Christen, nicht aber Muslime, aus Pakistan, 

Afghanistan und Bangladesch erleichtern sollte (Medha 2016). In der öffentlichen 

Debatte um den Umgang mit vor Verfolgung aus Myanmar nach Bangladesch und 

– zu einem geringen Anteil – nach Indien geflüchteten Rohingyas betonten BJP-

Politiker, dass Hindus willkommen seien. Die muslimischen Rohingyas müssten 

aber ins benachbarte Myanmar zurückkehren – aus Furcht vor islamistischen At-

tentätern einerseits, und der Sorge um Veränderungen der nicht muslimischen Be-

völkerungsmehrheiten in angrenzenden Regionen andererseits. 

Die Grundzüge der indischen Außenpolitik wiederum haben sich mit dem 

Amtsantritt Modis kaum geändert. Indiens „strategische Autonomie“, also die Ab-

lehnung bindender Allianzen, steht ebenso wenig außer Frage wie die (zumindest 

rhetorische) Priorisierung der direkten Nachbarschaft. Schwerpunkte des außenpo-

litisch auffällig engagierten Premierministers sind – neben dem Management des 

komplizierten Verhältnisses zu China – eine Revitalisierung der nachbarschaftli-

chen Beziehungen zu Bangladesch und Myanmar sowie Südostasien. Erwähnens-

wert sind außerdem eine Vertiefung der Beziehungen zu Indiens strategischem 

Partner (und Chinas Rivalen) Japan, sowie das Festhalten an engen Beziehungen 

zu den USA. 

Gleichwohl haben die Kernelemente des Populismus auch in der Außenpoli-

tik Spuren hinterlassen. Die feindselige Haltung gegenüber den etablierten Medien 

etwa gipfelte in dem Ausschluss von Medienvertretern bei offiziellen Auslandsrei-

sen mit dem Flugzeug des Premierministers. Bedeutsamer noch ist die Zentrali-

sierung außenpolitischer Entscheidungsprozesse. Indische Beobachter sind sich ei-

nig, dass alle wesentlichen Entscheidungen von Modi und seinen engsten Beratern 

– dem Nationalen Sicherheitsberater Ajit Doval, einem ehemaligen hochrangigen 

Polizeioffizier, sowie Außenstaatssekretär Subrahmanyam Jaishankar – innerhalb 

des Büros des Premierministers getroffen werden. Auch BJP-Generalsekretär Ram 

Madhav spielt eine wichtige Rolle. Außenministerin Sushma Swaraj hingegen fällt 

kaum auf – anstelle von Auslandsreisen oder außenpolitischen Initiativen hat sie 

sich durch rasche Antworten auf individuelle Onlineanfragen von im Ausland in 

Not geratenen Indern hervorgetan. Auch das traditionell einflussreiche Ministeri-

um für Auswärtige Angelegenheiten (MEA), dem Swaraj seit dem Jahr 2014 vor-

steht, hat offenkundig erheblich an Bedeutung verloren. 

Bemerkenswert sind außerdem die seit dem Amtsantritt Modis deutlich in-

tensivierten Bemühungen um die indische Diaspora im Ausland. Heute verfügen 

indische Botschaften über eigene Budgets, die der stärkeren Anbindung der jewei-

ligen Diaspora dienen sollen. Ansprachen vor Indern im Ausland sind zu einem 

zentralen Element bei Reisen des Premierministers geworden. Veranstaltungen für 

„Non Resident Indians” (NRI) werden von der BJP nahestehenden Gruppen orga-
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nisiert und nach einem standardisierten Format aufwändig orchestriert – von Lon-

dons Wembley-Stadion mit fast 60.000 Gästen, über New York (19.000), Singapur 

(18.000) oder Kuala Lumpur (15.000). Dabei treten neben Modi häufig Prominente 

und Politiker des Gastlandes mit indischen Wurzeln auf. Nach innen dienen diese 

Veranstaltungen der Legitimation von Auslandsreisen des Premierministers. Die 

öffentlichkeitswirksame Darstellung des Premierministers als globaler Führungs-

persönlichkeit im Kreise von erfolgreichen Auslandsindern erfüllt zudem nahelie-

gende Propagandazwecke. 

Daneben sind Auslandsinder eine für die BJP nicht unwesentliche potenziel-

le Wählergruppe. Deren Unterstützung via soziale Netzwerke und Parteispenden 

war in den vergangenen Wahlen erheblich (Jaffrelot and Therwath 2007). Noch in 

dieser Legislaturperiode wird mit der Einführung des Wahlrechts für geschätzte 10 

Millionen Auslandsinder gerechnet. Die indische Diaspora erfüllt aber auch Zwe-

cke, die im engeren Sinne der Außenpolitik zuzuordnen sind. So gelten etwa indisch 

stämmige Abgeordnete im US-Kongress als wichtige Lobbygruppe und die Einwer-

bung von Auslandsinvestitionen durch indischstämmige Unternehmer ist erklärtes 

Ziel der Regierung. Und schließlich dienen Verweise auf die Präsenz von Hindus 

(und Indern) im Indopazifik und darüber hinaus regelmäßig der rhetorischen Un-

terfütterung des indischen Anspruches auf einen Status als globale Großmacht. 

Populismus und Außenpolitik

Populistische Regierungen konstruieren einen essentialistischen Gegensatz zwi-

schen Volk und korrupten Eliten. Der Populismus erfüllt damit eine spezifische 

Funktion im Innern, er lässt aber kaum Schlüsse hinsichtlich außenpolitischer In-

halte zu. Zwar tendieren Populisten dazu, außenpolitische Entscheidungsprozesse 

zu personalisieren und die nationale Eigenständigkeit zu betonen, eine ihnen ge-

meinsame außenpolitische Agenda lässt sich davon aber kaum ableiten. Während 

etwa Donald Trump die Aufkündigung internationaler Abkommen, Kritik an der 

Legitimität und Effizienz internationaler Organisationen, sowie außenwirtschaft-

lichen Protektionismus zu Merkmalen seiner Außenpolitik gemacht hat, stehen 

Populisten in Asien eher für eine handelspolitische Öffnung. Im Falle Thailands 

kamen die unternehmerischen Interessen Thaksins ins Spiel, während Duterte und 

Modi darauf abzielen, die Wettbewerbsfähigkeit einheimischer Unternehmen zu 

steigern. Premierminister Modi investiert viel eigenes politisches Kapital in die bi-

lateralen Beziehungen zu Indiens wichtigsten Partnern und hat offenkundig wenig 

Interesse an der traditionell von Indien gepflegten Bewegung blockfreier Staaten; 

er zeigt sich aber durchaus bereit, globale Vereinbarungen wie das Pariser Klima-

abkommen und regionale Initiativen, wie die Bay of Bengal Initiative for Multi-Sec-

toral Technical and Economic Cooperation (BIMSTEC), zu unterstützen. Im Gegen-

satz dazu standen bzw. stehen Thaksin und Duterte regionalen und internationalen 

Organisationen kritischer gegenüber. Trotz dieser Unterschiede lassen sich auch 

Gemeinsamkeiten in der Außenpolitik der hier untersuchten populistischen Regie-

rungen feststellen und entsprechende Schlüsse für den außenpolitischen Umgang 

mit Populisten an der Macht ziehen. 

Erstens, die Funktionsweise des Populismus mit der ihm inhärenten Konzen-

tration auf individuelle Führungspersönlichkeiten befördert die Zentralisierung 
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von Entscheidungsprozessen. Intransparenz und Unberechenbarkeit können die 

Folge sein. Um in einem solcherart geschrumpften Kreis von Entscheidungsträgern 

weiterhin politisch Gehör zu finden, ist die direkte Kommunikation von Staatschef 

zu Staatschef umso bedeutsamer. Unterhalb dessen verlieren traditionelle (diplo-

matische) Kommunikationskanäle an Bedeutung. Umso wichtiger können Kontakte 

sein, die über nichtstaatliche oder subnationale Kanäle vor der Amtsübernahme 

von Populisten etabliert worden sind. 

Zweitens, Populisten sind Vorreiter im Einsatz neuer Medien und der Kom-

munikation über soziale Netzwerke. Die damit einhergehende Marginalisierung 

etablierter – häufig liberaler – Medien erschwert die außenpolitische Kommuni-

kation, zumindest so lange wie die deutsche Außenpolitik selbst nicht effektiv über 

soziale Netzwerke im Ausland kommuniziert. Die gezielte Förderung ausländischer 

Journalisten – über Reiseprogramme, Stipendien und andere Maßnahmen – kann 

deren Ausgrenzung entgegenwirken, im Zweifelsfall aber auch gegenteilige Effekte 

erzielen. Angemessen sind zudem die systematische Beobachtung der Kommunika-

tion der jeweiligen Regierungen und ihrer Vertreter in den sozialen Medien. 

Drittens, die Politisierung der jeweiligen Diaspora liegt dem Populismus nahe. 

Die Betonung des einen, „wahren“ Volkes und dessen Repräsentanz erfüllt in vie-

len Fällen die Bedürfnisse von Angehörigen der jeweiligen Diaspora im Ausland 

und dient zugleich der öffentlichkeitswirksamen Selbstdarstellung der politischen 

Führung im Inland. In jedem Fall ist eine erhöhte Aufmerksamkeit und Sensibilität 

gegenüber dem Phänomen der „diaspora politics“ in Zeiten von konkurrierenden 

Nationalismen bei gleichzeitig fortschreitender Globalisierung wichtig. 
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